D I E N S T V E R T R A G 
Zwischen der Stadt- Markt- Gemeinde   ........................................  vertreten durch den Bürgermeister   ..............................................   und Herrn/Frau¹)   ...............................................   geboren am  .........................................  in  ..............................................  Bezirk  ................................... wohnhaft in  ..............................................................................  wird auf Grund des Beschlusses des Gemeindevorstandes (Stadtrates) / Gemeinderates  vom  ...................................... folgender Dienstvertrag abgeschlossen:

I.

Herr/Frau¹)  ................................................................  wird mit Wirkung vom ........................................................  

bei der Stadt- Markt- Gemeinde................................................ ...  als    M u s i k s c h u l l e h r e r ( i n )   im Dienstzweig Nr.108 vollbeschäftigt¹) - teilbeschäftigt¹) auf unbestimmte Zeit¹) - für die Zeit vom  ............................... 20 ....  bis ............................. 20 ....  ¹) mit einem Beschäftigungsausmaß von  ………Jahresstunden im Schuljahr ………/…………… angestellt. Das Beschäftigungsausmaß setzt sich im Schuljahr …….. / ……… zusammen aus …….. Jahresstunden Lehrverpflichtung (entspricht …… Wochenstun-den), ………. Jahresstunden Vor- und Nachbereitung und …….. Jahresstunden sonstige Tätigkeiten im Sinne des § 46c Abs. 4 GVBG. Eine Änderung der Schüleranzahl bewirkt eine Änderung des Beschäftigungsausmaßes und des Monatsbezuges. [Das Beschäftigungsausmaß wird jeweils mit Beginn eines Schuljahres festgesetzt; kommt eine Einigung über dieses Beschäftigungsausmaß nicht zustande, liegt ein Grund vor der den Dienstgeber zur Kündigung des Dienstverhältnisses berechtigt.] 

II.

Auf das Dienstverhältnis finden die Bestimmungen des III. Abschnittes (§§ 46 bis 46i) des NÖ Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetzes 1976 (GVBG), LGBl.2420 in der derzeit geltenden Fassung, sowie sinngemäß die Bestimmungen des Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl.Nr.86, in der geltenden Fassung, Anwendung. Die Einreihung als Musikschullehrer erfolgt durch Erfüllung der Aufnahmeerfordernisse gemäß § 46d Abs. ......  Z. ...  GVBG in die Entlohnungsgruppe  ............ . Der beiliegende Auszug aus dem Musikschulstatut über die Pflichten eines Musikschullehrers bildet einen wesentlichen Bestandteil des Dienstvertrages.

III.

(1) Für die Vorrückung in höhere Bezüge wird gemäß § 46h GVBG ein Zeitraum von  .....  Jahren,  ...... Monaten und  ...... Tagen berücksichtigt und in der Entlohnungsgruppe  .....  als Stichtag der ...............  festgesetzt. Sie werden in die Entlohnungsstufe  ....... eingereiht und erhalten ab  ......................................... nachstehenden Monatsbezug:

a) Monatsentgelt gemäß § 46g GVBG nach der 

Entlohnungsgruppe ....... , Entlohnungsstufe  ..   .........................

   €
..................................
b) Kinderzuschuss 
 ................................................

   €
..................................
c) Leiterzulage gemäß § 46f Abs.3 und 4 GVBG  ...................................

   €    ..................................





   €
..................................
Ermittlung des Stichtages

gemäß § 46h GVBG

	
	
	
	Gesamtausmaß
	Ausmaß der

	Vordienstzeiten
	vom
	bis
	
	
	
	Anrechnung

	
	
	
	J
	M
	T
	J
	M
	T

	1. Vollanrechnung ¹)
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	2. vorrückungsabhängige Anrechnung ¹)
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	3. Sonstige Zeiten ¹)
	
	
	
	
	
	
	
	

	    - Gesamtausmaß höchstens  3 Jahre
	
	
	
	
	
	
	
	

	    - Deckelung mit Lehrzeiten 
       (Summe höchstens 3 Jahre)
	
	
	
	
	
	
	
	

	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	Zusammen
	
	
	
	
	
	

	
	
	Beginn des Dienstverhältnisses
	
	
	
	
	
	

	
	
	Stichtag
	
	
	
	
	
	


(2) Für die nächste Vorrückung in die Entlohnungsstufe  ......  der Entlohnungsgruppe  ..........  kommt der         

 1. Jänner ¹)– 1.Juli ¹)..20........ und folgend alle 2 Jahre in Betracht. ²)
(3) Gemäß § 46f Abs.5 GVBG gebührt für jedes Kalendervierteljahr eine Sonderzahlung in der Höhe von 

50 v.H. des Monatsbezuges.

(4) Die Abfertigungsbeiträge (§ 46 GVBG in Verbindung mit § 40 GVBG) werden an die .................................... ........................................................................................................................................ ³) im Wege des zuständigen Krankenversicherungsträgers weitergeleitet.

IV.
Die Sozialversicherung erfolgt ab  ...........................  bei der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter nach Maßgabe der jeweils für dieses Vertragsverhältnis geltenden gesetzlichen Bestimmungen.

V.
Dieser Dienstvertrag wird in einer Urschrift und einer Durchschrift ausgefertigt, von denen der Dienstnehmer 

die Urschrift und der Dienstgeber die Durchschrift erhält. Allenfalls früher abgeschlossene Dienstverträge werden durch diesen Dienstvertrag aufgehoben.

VI.
Rechtsstreitigkeiten aus diesem Dienstverhältnis unterliegen den Bestimmungen des Arbeits- und Sozialgerichtsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung.

............................................................, am ..................................................20….    

Für den Dienstgeber:


Geschäftsführender Gemeinderat:


Der Bürgermeister:


............................................................
...........................................................


(eigenhändige Unterschrift, Vor- u. Familienname)
(eigenhändige Unterschrift, Vor- u. Familienname)
Der Dienstnehmer:

...........................................................

(eigenhändige Unterschrift, Vor- u. Familienname)
Genehmigt in der Sitzung des Gemeinderates am .................................... 20 …..


                Gemeinderat:



Gemeinderat:


...........................................................
...........................................................


(eigenhändige Unterschrift, Vor- u. Familienname)
(eigenhändige Unterschrift, Vor- u. Familienname)

______________________________________________________________________________________________________________

¹) Nichtzutreffendes streichen.

______________________________________________________________________________________________________________

¹) zu 1.:
Zeiten gemäß § 46h Abs. 2 Z. 1 und 3 bis 5 GVBG, ohne Rücksicht auf das Beschäftigungsausmaß,

 
sowie Zeiten gemäß § 46h Abs. 2 Z. 2, 6 und 7 GVBG.

   zu 2.:
Zeiten gemäß § 46h Abs. 1 Z. 2 GVBG (Sonderurlaub in jenem Ausmaß, in dem er für die Vorrückung

       
in höhere Bezüge wirksam gewesen wäre)

   zu 3.:
Sonstige Zeiten nach 30. Juni des Jahres, in dem nach der Aufnahme in die erste Schulstufe neun Schuljahre absolviert worden sind oder worden wären und vor dem Eintrittstag im Höchstausmaß von 3 Jahren unter Berücksichtigung der Deckelung

________________________________________________________________________________________

¹) zu 1.:
Zeiten gemäß § 46h Abs. 2 Z. 1 und 3 bis 5 GVBG, ohne Rücksicht auf das Beschäftigungsausmaß,

 
sowie Zeiten gemäß § 46h Abs. 2 Z. 2, 6 und 7 GVBG.

     zu 2.:
Zeiten gemäß § 46h Abs. 1 Z. 2 GVBG (Sonderurlaub in jenem Ausmaß, in dem er für die Vorrückung

       
in höhere Bezüge wirksam gewesen wäre)

   zu 3.:
Sonstige Zeiten nach 30. Juni des Jahres, in dem nach der Aufnahme in die erste Schulstufe neun Schuljahre absolviert 
worden sind oder worden wären und vor dem Eintrittstag im Höchstausmaß von 3 Jahren unter Berücksichtigung der Deckelung


